Deutscher Bundestag 
4. Wahlperiode 


Drucksache IV/1702 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 3. Dezember 1963 

8 — 65304 — 6243/63 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 

Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung 
des Deutschen Zolltarifs 1961 in der Fassung 
der Zolltarif- Verordnung (Deutscher Zolltarif 
1963) vom 21. Juni 1963 
(Zweites Zolltarif-Änderungsgesetz) 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Deut- 
schen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 29. November 1963 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen 
den Entwurf des Gesetzes keine Einwendungen zu erheben. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Mende 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 



Drucksache IV/ 1702 


Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


Entwurf eines Zweiten Gesetzes 
zur Änderung des Deutschen Zolltarifs 1961 
in der Fassung der Zolltarif -Verordnung 
(Deutscher Zolltarif 1963) vom 21. Juni 1963 
(Zweites Zolltarif-Änderungsgesetz) 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 


§ 1 

Im Deutschen Zolltarif 1963 (Bundesgesetzbl. II 
S. 744) in der zur Zeit geltenden Fassung wird die 
Tarifnr. 70.19 (Glasperlen usw.) wie folgt geändert: 

1. Das Wort „Anmerkungen' 1 wird ersetzt durch 
„Anmerkung". 

2. Die Anmerkung 1 wird gestrichen. 

3. In der bisherigen Anmerkung 2 wird die Num- 
mer „2." gestrichen. 


§ 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 3 

Dieses Gesetz tritt am fünften Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 
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Begründung 


I. 

Die Bundesrepublik Deutschland hat am 1. Januar 
19hl — • gestützt auf das Protokoll X des Abkom- 
mens betreffend Waren der Liste G des EWG-Ver- 
trages — ein zollfreies Kontingent eröffnet für 

1. Glasperlen, geschliffen und mechanisch poliert 
(Tarifnr. 70.19 - A - 1 - a), 

2. Nachahmungen von Edelsteinen oder Schmuck- 
steinen, geschliffen und mechanisch poliert 
(Tarifnr. 70.19 - A - III - a) r 

3. ähnliche Glaskurzwaren (ausgenommen Ballotini 
zum Belegen von Reflexionsflächen), geschliffen 
und mechanisch poliert 

(Tarifnr. 70.19 - A - IV - b - 1) 

bis zu einer Gesamtmenge von 60 t je Kalenderjahr 
(Hinweis auf das Zolltarifgesetz vom 23. Dezember 
1960 — Bundesgesetzbl. II S. 2425). 


II. 

(1) Der Ministerrat der EWG hat — auf Vorschlag 
der Kommission der EWG — mit Entscheidung vom 
3. Dezember 1962 (Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften Nr. 136 vom 17. Dezember 1962 Seite 
2888 — Bundesanzeiger Nr. 20 vom 30. Januar 1963 
Seite 3) — gestützt auf Artikel 28 des EWG-Vertra- 
ges — u. a. die Zollsätze des Gemeinsamen Zoll- 
tarifs der EWG für 

1. Glasperlen, geschliffen und mechanisch poliert 
(Tarifnr. 70.19 - A - 1 - a), 

2. Nachahmungen von Edelsteinen oder Schmuck- 
steinen, geschliffen und mechanisch poliert 
(Tarifnr. 70.19 - A - III - a) 

bis zum 31. Dezember 1963 vollständig ausgesetzt. 

(2) Das zollfreie Kontingent (s. Abschnitt I) hat 
hiernach nur noch Bedeutung für 

„ähnliche Glaskurzwaren (ausgenommen Ballo- 
tini zum Belegen von Reflexionsflächen), ge- 
schliffen und mechanisch poliert 
(Tarifnr. 70.19 - A - IV - b - 1)". 


Es ist wirtschaftlich neben der Aussetzung der Zoll- 
sätze für die in Absatz 1 genannten beiden Positio- 
nen bedeutungslos und wurde nach Einführung der 
mengenmäßig unbeschränkten Zollfreiheit für die 
Tarifpositionen 70.19 - A - 1 - a - und 70.19 - A - III - a 
durch die Fünfzigste Verordnung zur Änderung des 
Deutschen Zolltarifs 1962 (Zollaussetzungen 1963 — 
I. Teil und Aluminiumoxyd) vom 19. Februar 1963 
(Bundesgesetzbl. II S. 129) nicht mehr in Anspruch 
genommen. 

(3) Bei den Verhandlungen im Rahmen der EWG 
über Zollaussetzungen für 1964 ist zu erwarten, daß 
die Vertreter der Regierung der Republik Italien — 
wie schon für das Jahr 1963 • — Bedenken bei den 
Tarifpositionen 70.19- A-I-a und 70.19 - A - III - a 
äußern werden. Sie befürchten, daß die Kontingents- 
ermächtigung nach Protokoll X des Abkommens 
betreffend Waren der Liste G des EWG-Vertrages 
(vgl. Bundesgesetzbl. 1961 II S. 317) von der Bun- 
desrepublik allein für Waren der Tarifnr. 70.19 - A- 
IV - b - 1 zum Schaden des innergemeinschaftlichen 
Marktes ausgenutzt werden könnte. Schon bei den 
Verhandlungen zu den Zollaussetzungen 1963 sah 
sich deshalb die deutsche Delegation veranlaßt zu 
erklären, daß die Ermächtigung neben den Zollaus- 
setzungen wirtschaftlich so bedeutungslos sei, daß 
auf ihre Ausnutzung neben diesen verzichtet wer- 
den könne. 

III. 

Um den Zolltarif entsprechend den zur Zeit gege- 
benen wirtschaftlichen Verhältnissen zu bereinigen 
und um die deutsche Verhandlungsposition in den 
künftigen, für die deutsche Wirtschaft äußerst wich- 
tigen AussetzuAgsverhandlungen durch die Darstel- 
lung der wirtschaftlichen Bedeutungslosigkeit des 
Kontingents während einer vollständigen Ausset- 
zung der Zollsätze der Tarifnr. 70. 19 -A-I-a und 
70.19 -A- III- a zu stärken, ist die Änderung des 
Zolltarifs notwendig. 

IV. 

Bund, Länder und Gemeinden werden durch die 
Ausführung dieses Gesetzes nicht mit Kosten be- 
lastet. 
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